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Ergebnis der Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht 
(Umweltverträglichkeitsprüfung) 

 
 
Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG); Sanierung der Weiheranlage auf dem Grundstück mit der Fl.-Nr. 123, 
Gemarkung Weppersdorf 
 
Der Fischereiverein Herzogenaurach e.V. hat beim Landratsamt Erlangen-Höchstadt mit 
Antragsunterlagen vom April 2022 eine Planfeststellung, bzw. eine Plangenehmigung nach 
§ 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die Sanierung der Weiheranlage auf dem Grund-
stück mit der Fl.-Nr. 123, Gemarkung Weppersdorf beantragt. 
 
Aktuell besteht die Anlage des Fischereivereins Herzogenaurach e.V. aus drei separaten 
Weihern. Einem südlich gelegenen kleineren Weiher mit einer Wasserfläche von 4.900 m², 
einem größeren mittleren Weiher mit einer Oberfläche von ca. 18.000 m² und einem nörd-
lich gelegenen Weiher mit einer Fläche von ca. 1.960 m².  
 
Der Fischereiverein plant den Umbau des südlich und mittig gelegenen Weihers seiner 
Weiheranlage in Weppersdorf. Der bauliche Umfang der Weiheranlage umfasst die Zu-
sammenlegung der Weiher, eine Wiederherstellung der Böschungen, die Verbreiterung 
der Zuwegungen im Grenzbereich der Weiheranlagen Flurnummer 121 und 122 sowie den 
Bau eines Ableitungsgrabens für das Ablassen des Weihers der Flurnummer 121. 
 
Für die Zusammenlegung des südlichen und mittleren Weihers wird der Damm zwischen 
diesen um ca. 1/3 zurückgenommen. Die Sohlhöhen der Teiche sollen dabei nicht ange-
glichen, sondern das bestehende Niveau beibehalten werden. Somit soll zukünftig im süd-
lichen Weiher eine Flachwasserzone für kleinere Fischarten entstehen, die über einen Wall 
im alten Dammbereich vor größeren Raubfischen geschützt werden sollen. Nach Zusam-
menlegung der beiden Weiher soll der Dauerwasserspiegel beider Teiche einheitlich bei 
264,30 ü. NN. liegen. Der Zulauf in die Anlage wird weiterhin über das bestehende System 
im südlich gelegenen Weiher erfolgen. 
 
Die abgesackten Böschungen der Weiher sollen im Zuge der Zusammenlegung der Teiche 
im Böschungsverhältnis 1:4 neu aufgebaut werden. Durch die bewusst flachen Bö-
schungsverhältnisse soll verhindert werden, dass die Böschungen erneut in dem aktuell 
vorliegenden Maße abrutschen. An der Flurstücksgrenze zu Flurnummer 121 wird ein 
neuer Ableitungsgraben mit Anbindung an den Umlaufgraben errichtet. Da die Weiheran-
lage zukünftig nicht mehr regelmäßig abgelassen wird, ist eine Entleerung der Oberlieger 
im aktuell bestehenden System nicht mehr möglich. Die Errichtung eines Ableitungsgra-
bens soll die Entleerung der Oberlieger bei gleichzeitigem Einstau der Weiheranlage auch 
in Zukunft möglich machen. 
 
Der nördlich gelegene Weiher der Flurnummer 123 soll von den baulichen Maßnahmen  
unberührt bleiben. 
 
Nach § 5 Abs. 1 UVPG ist durch das Landratsamt Erlangen-Höchstadt festzustellen, ob für 
das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht. 
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Das Vorhaben ist in Anlage 1 Nr. 13.18.2 Spalte 2 zum UVPG mit dem Buchstaben „S“ 
gekennzeichnet. Es war deshalb gemäß § 7 Abs. 2 UVPG eine standortbezogene Vorprü-
fung zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen. Die standortbezogene Vorprüfung 
wurde als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe wurde 
geprüft, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 
Nummer 2.3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. 
 
Bei der Prüfung wurde festgestellt, dass bei dem Vorhaben hinsichtlich der in Anlage 3 
Nr. 2.3 zum UVPG aufgeführten besonders geschützten Gebiete „Biotope“ besondere ört-
liche Gegebenheiten vorliegen könnten, die eine Umweltverträglichkeitspflicht auslösen. 
Die oben genannten Maßnahmen befinden sich am äußersten Rand eines Vogelschutz-
gebietes und eines NATURA 2000-Gebietes in unmittelbarer Siedlungsnähe.  
Die weiteren in Anlage 3 Nr. 2.3 zum UVPG aufgeführten besonderen Gebiete sind vom 
Vorhaben nicht betroffen. Auf Grund des Prüfergebnisses der ersten Stufe wurde auf der 
zweiten Stufe geprüft, ob unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten 
Kriterien, das Vorhaben erheblich nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die 
besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen. 
 
Die Vorprüfung ergab, dass nach Einschätzung der Wasserrechtsbehörde aufgrund über-
schlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten 
Kriterien für das Vorhaben eine förmliche Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchzufüh-
ren ist, da das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen erwarten 
lässt, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 
wären. 
 
Entsprechende konfliktmindernde Maßnahmen und die Entwicklung von Röhricht und Sub-
mersvegetation in dem südlichen Teich führen zu einer deutlichen Vergrößerung der Struk-
turvielfalt in den Teichen. Es sind keine wesentlichen und nachteiligen Auswirkungen auf 
Lebensräume und den Naturhaushalt zu erwarten. 
 
Diese Feststellung wird hiermit entsprechend § 5 Abs. 2 UVPG der Öffentlichkeit bekannt 
gegeben. Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG). 
 
 
Höchstadt an der Aisch, den 08.08.2022 
Landratsamt Erlangen-Höchstadt 
 
 
 
Hubert 


